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Kapitel 1 

Prolegomena 

§ 1 Einleitung 
§ 1 Einleitung 

Die europäische Geistesgeschichte ist vom Gedanken der Austauschgerech-
tigkeit und von der Frage nach der Existenz eines iustum pretium in Ver-
tragsbeziehungen geprägt1. Während die Validität dieses Gedankens bei den 
meisten gesetzlich typisierten Verträgen unmittelbar anhand der synallagma-
tisch verknüpften, körperlich manifestierten Leistungspflichten der Parteien 
gemessen und überprüft werden kann, scheitert eine solche Herangehenswei-
se beim Versicherungsvertrag. Dem aleatorischen Charakter2 der Versiche-
rung entsprechend ist die ‚greifbare‘ Leistung des Versicherers durch den 
Eintritt des Versicherungsfalls bedingt3, während die Leistungspflicht des 
Versicherungsnehmers stets gewiss ist. Für die Bewertung der Vertragsge-
rechtigkeit kann somit nur das versicherte Risiko als Vertragsgegenstand 
primärer Bewertungsmaßstab sein. Dieser Ansatz ist bereits bemerkenswert, 
da die herrschende Geldleistungstheorie die Hauptleistung des Versicherers 
allein in der bedingten Geldleistung und gerade nicht in der Gefahrübernahme 
erblickt4.  
                                                           

1 Umfassend, auch zur historischen Entwicklung des Gerechtigkeitsgedankens im Aus-
tauschvertrag Oechsler Gerechtigkeit im modernen Austauschvertrag S. 8 ff., 54 ff. m.w.N. 

2 Beim Versicherungsvertrag handelt es sich nach h.M. um keinen aleatorischen Vertrag 
im engeren Sinne wie Spiel, Wette (§ 762 BGB). Durch den Vertragsschluss wird keine 
eigenständige Risikosituation konstituiert, da das übernommene Risiko bereits davon 
unabhängig existiert, während aleatorische Verträge im engeren Sinne erst ein (künstli-
ches) Risiko erschaffen. Die Risikoübernahme erfolgt zudem planmäßig auf der Grundlage 
eines nach statistischen Grundsätzen kalkulierten Risikoausgleichsmechanismus. Dem 
Individualvertrag wohnt indes stets ein aleatorisches Element inne, da die konkrete Zuord-
nung der Leistungspflichten in der Masse der Vertragsbeziehungen zufällig erfolgt. Wie 
hier bei Deutsch Das neue Versicherungsvertragsrecht Rn. 169 („Chancenvertrag“); Fahr/ 
Kaulbach/Bähr/Pohlmann-Kaulbach § 1 Rn. 13; auch MünchKommVVG-Looschelders § 1 
Rn. 100; ders. VersR 1996, 529 (530 f.). In Großbritannien wird der Versicherungsvertrag 
generell zu den aleatorischen Verträgen gezählt, vgl. Merkin Colinvaux’s Law on Insu-
rance Rn. 1–01. 

3 Die Bestimmung der Leistungspflicht des VR ist ein seit jeher umstrittenes Feld des 
Privatversicherungsrechts; vgl. zu den vertretenen Theorien MünchKommVVG-Looschel-
ders § 1 Rn. 40 f. m.w.N.  

4 Zutreffend Bruns Privatversicherungsrecht § 6 Rn. 11; ders. JZ 2008, 209 (211). 
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Am übernommenen Risiko entzündet sich daher die Frage nach Existenz 
und Konstruktion einer iustitia commutativa im Versicherungsvertrag. Liegt 
diese vor, sofern das übernommene Risiko mit der zu leistenden Versiche-
rungsprämie korreliert oder beide Parameter ein Proportionalitätsverhältnis 
bilden?  

Von der neuzeitlichen Versicherungswissenschaft wird dieses als versiche-
rungstechnisches Äquivalenzprinzip oder Prinzip der Risikoäquivalenz be-
zeichnete Postulat, wonach versichertes Risiko und Prämienzahlungspflicht 
einander entsprechen und damit jeder Versicherungsnehmer seinem Risikoni-
veau entsprechend bepreist werden soll, häufig als ein legitimierendes Fun-
dament der Privatversicherung angesehen. Nach Baumann zeichnet sich die 
Individualversicherung durch eine „wechselseitige, am Äquivalenzprinzip 
orientierte Leistungspflicht in privat- und prinzipiell eigennütziger Interes-
senverfolgung“5 aus. Die weitläufige Rezeption dieses Gedankens in der 
versicherungswissenschaftlichen Literatur6 seit Beginn des letzten Jahrhun-
derts belegt, dass es sich dabei keineswegs nur um ein Glasperlenspiel der 
modernen Versicherungswissenschaft handelt.  

Da das Maximendenken in der Zivilrechtswissenschaft eine traditionell 
bedeutende Rolle einnimmt7, insbesondere bei der Systematisierung und 
Kategorisierung stetig wiederkehrender Herausforderungen der Jurisprudenz, 
verwundert es nicht, dass äquivalenzorientierte Argumentationstopoi bei 
verschiedensten dogmatischen Fragestellungen ins Feld geführt werden. Ne-
ben der grundlegenden Rechtfertigung für die Erhebung risikodifferenzierter 
Prämien wird das Äquivalenzprinzip dabei allgemein für die Interpretation 
der Wirkweise des Versicherungsvertrags herangezogen8. Denn anhand der 
vertraglichen Äquivalenzbeziehung entzündet sich die Frage nach der Archi-
tektur des Versicherungsvertrags, der durch seine ambivalente Stellung zwi-
schen Individuum und Kollektiv9 schwer in die allgemeine zivilrechtliche 
Dogmatik eingepasst werden kann. Darüber hinaus dient die Implementierung 
eines Äquivalenzgefüges als konstitutives Element der Privatversicherung 
auch als Abgrenzungskriterium zu Formen der sozialen Sicherung, denen 

                                                           
5 Bruck/Möller-Baumann § 1 Rn. 296 m.w.N. 
6 Statt vieler nur Braeß ZVersWiss 1939, 35 ff.; ders. VersWissArch 1958, 257 ff.; Ei-

sen ZVersWiss 1980, 529 ff.; Fritz VersWissArch 1958, 269 ff.; Innami ZVersWiss 1966, 
17 ff.; Reichert-Facilides VersWissArch 1958, 299 ff.; Rohrbeck ZVersWiss 1933, 207 ff.; 
Schwintowski ZVersWiss 2007, 449 ff. 

7 Bruns Privatversicherungsrecht § 6 Rn. 1, auch mit Kritik zum gegenwärtigen Stand 
der Versicherungswissenschaft. Vgl. für den Bereich des Zivilprozesses ders. in: Die Zu-
kunft des Zivilprozesses S. 53 ff. 

8 Ähnlich Müller in FS Seuss S. 155 (157).  
9 Vgl. auch Bruns Die Privatversicherung zwischen Gefahrengemeinschaft und Indivi-

dualvertrag S. 144 ff. 
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dieses Prinzip gerade nicht inhärent ist10. Die dichotome Abgrenzung – ‚ge-
rechte‘ Individualäquivalenz11 versus ‚ungerechte‘ Gruppensolidarität – ist 
eine häufig verwendete Gegenüberstellung12. Vice versa kann auch argumen-
tiert werden, dass das Prinzip der Individualäquivalenz ein Garant des bürger-
lich-rechtlichen Ideals ist, monetäre Umverteilungen zwischen Individuen zu 
verhindern, während derartige Transferleistungen bei sozialen Sicherungssys-
temen bewusst gewollt und gefördert werden13. 

Die Daseinsberechtigung einer bewert- und messbaren Austauschgerech-
tigkeit im synallagmatischen Vertrag ist dabei über Jahrhunderte hinweg 
Gegenstand juristischen, theologischen und philosophischen Diskurses gewe-
sen. Rechtsprechung und -wissenschaft haben sich mit dem Erstarken der 
liberalen Marktwirtschaft als vorherrschende Wirtschaftsordnung zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts von vielen ideologischen Ketten der Geschichte befreit. 
Getreu Adam Smiths unsichtbarer Hand des Marktes14 beschränkt sich die 
Jurisprudenz der Neuzeit auf einen zurückgenommenen Kontrollmaßstab 
anhand punktuell kodifizierter Generalklauseln (z.B. §§ 138, 242, 313 BGB) 
als Ausdruck dessen, was von der Werteordnung des Grundgesetzes schlech-
terdings nicht mehr als „billiges und gerechtes“15 Austauschverhältnis ange-
sehen werden kann. Im Grundsatz gilt jedoch, dass sich der Wert eines Wirt-
schaftsguts rechtlich weder qualifizieren noch quantifizieren lässt; dessen 
Bestimmung wird der verfassungsrechtlich garantierten Privatautonomie der 
Parteien und dem Markt überlassen. Folglich ist die Angemessenheit des 
Leistung-Gegenleistung-Verhältnisses einer rechtlichen Kontrolle zunächst 
entzogen.  

                                                           
10 Wallrabenstein Versicherung im Sozialstaat S. 122. Präzisierend ist anzumerken, dass 

den Sozialversicherungen ein als Verursachungsprinzip verstandenes, individuelles Äqui-
valenzprinzip nicht inhärent ist, jedoch auch in der gesetzlichen Kranken- oder Rentenver-
sicherung eine Form des kollektiven Äquivalenzprinzips als Kostendeckungsprinzip exis-
tiert, wonach sich Einnahmen und Ausgaben idealiter die Waage halten.  

11 Die Risikoäquivalenz der Prämie konkretisiert sich am übernommenen Einzelrisiko; 
insofern werden die Begriffe Individual- oder Singularversicherung synonym für den 
Bereich der Privatversicherung und in Abgrenzung zu anderen Sicherungsinstituten ver-
wendet; ausführlich Wallrabenstein Versicherung im Sozialstaat S. 123 m.w.N. 

12 Zu Umfang und Grenzen dieser Kontrastierung ausführlich Kap. 4 § 1 und Kap. 6. Im 
Zuge der fortschreitenden, europarechtlich präformierten Liberalisierung des Versiche-
rungsmarktes prophezeite Elmar Helten (FS Farny S. 195 ff.) bereits in den 1990er Jahren 
das durch die stetig fortschreitenden Individualisierungsmöglichkeiten bei der Prämienkal-
kulation eingeleitete Ende jeglicher solidarischen Prinzipien im Privatversicherungsrecht. 

13 Somit wird durch die Erhebung risikoäquivalenter Prämien das System liberaler Gü-
terverteilung gewahrt. Ähnlich Wallrabenstein Versicherung im Sozialstaat S. 138. 

14 Zu Herkunft, Begriff und Bedeutung bei Adam Smith siehe Rothschild The American 
Economic Review 1994, pp. 319–322. 

15 Zum Begriff MünchKommBGB-Armbrüster § 138 Rn. 14 m.N. 
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Die Existenz eines Äquivalenzprinzips im Privatversicherungsrecht und 
umso mehr dessen Interpretation als ethisches Postulat bildet dazu prima vista 
einen diametralen Gegensatz. Dennoch soll dem Versicherungsvertrag ein 
Gerechtigkeitselement – trotz oder gerade wegen des Fehlens eines greifbaren 
Kontrollmaßstabs – immanent sein. Dabei wird in der Versicherungswissen-
schaft zwischen zwei Ausprägungsformen vertraglicher Äquivalenz differen-
ziert: In Form der Individualäquivalenz bildet das Einzelrisiko eines Versi-
cherungsnehmers eine Bezugsgröße für das Verhältnis von Risiko und Prämie 
im individuellen Versicherungsvertrag. Die Globaläquivalenz als zweite 
Ausprägungsform nimmt das Versichertenkollektiv als solches, d.h. das Ver-
hältnis aller übernommenen Risiken zum Gesamtprämienaufkommen des 
Kollektivs, zum Maßstab. Kernfrage der vorliegenden Untersuchung wird 
daher sein, ob – und wenn ja, in welchem Umfang – die bei einer ersten Be-
trachtung konträr zu allgemeinen Vertragsrechtslehren und der Privatautono-
mie stehende Existenz einer Äquivalenzbeziehung im Sinne eines Äquilibri-
ums der Leistungspflichten als Grundprinzip des Privatversicherungsrechts 
Bestand haben kann. 

§ 2 Gang der Untersuchung 
§ 2 Gang der Untersuchung 

Eine erste Annäherung an die Themenstellung zeigt, dass der Gesetzgeber bei 
der legislatorischen Ausgestaltung des Versicherungsvertrags ein komplexes 
System zur Äquivalenzbegründung und -restitution der synallagmatischen 
Leistungspflichten entworfen hat, das die (scheinbare?) dogmatische Sonder-
stellung des Privatversicherungsrechts innerhalb des Zivilrechts untermauert. 
Die Verknüpfung der Leistungspflichten im typischerweise als Dauerschuld-
verhältnis ausgestalteten Versicherungsvertrag ist in ihrer normativen und 
vertraglichen Ausgestaltung wesentlich feingliedriger konzipiert als bei ande-
ren Vertragstypen und bewegt sich in einer Gemengelage von und dem Zu-
sammenspiel zwischen Europa-, Verfassungs-, Versicherungsvertrags- und 
Versicherungsaufsichtsrecht. Dabei betrifft die Frage nach der Existenz ver-
traglicher Äquivalenz die Schnittstelle mehrerer zu Strukturprinzipien des 
Versicherungsvertragsrechts erhobenen Dogmen, insbesondere dem Wesen 
eines Versichertenkollektivs als Gefahrengemeinschaft oder der Pflicht zur 
Gleichbehandlung der Versicherungsnehmer.  

Ziel der Arbeit ist eine umfassende Analyse von Existenz, Rechtsnatur und 
Geltungserstreckung des versicherungstechnischen Äquivalenzprinzips an-
hand der dogmatischen Grundstrukturen des Privatversicherungsrechts. An-
gesichts der gesamtgesellschaftlichen Relevanz der Versicherungsbranche, 
die mit einem durchschnittlichen Jahresumsatz von über zweihundert Milliar-
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den Euro16 einen stetig wachsenden Wirtschaftssektor darstellt, und der indi-
viduellen Bedeutung der Versicherung als Absicherungs- und Vorsorgein-
strument muss insbesondere die Frage nach Umfang und Grenzen der (gleich-
sam als Komplementärbegriff zur vertraglichen Äquivalenz zu verstehenden) 
Prämiendifferenzierung umfassend beantwortet werden. Der Facettenreich-
tum des Äquivalenzbegriffes im Privatversicherungsrecht macht dabei einen 
breiten Zugang zur Thematik notwendig, um die dogmatische Unterfütterung 
des Untersuchungsgegenstandes bzw. dessen Dekonstruktion zu gewährleis-
ten. So eingängig das Prinzip der Risikoäquivalenz in seiner Grundannahme 
ist, so komplex und vielseitig gestaltet sich die Konstituierung und Restituti-
on des vertraglichen Äquivalenzverhältnisses. Gleichwohl kann und soll es 
nicht Aufgabe dieser Untersuchung sein, jede Facette des Äquivalenzprinzips 
zu erwähnen; dies ist angesichts der umfassenden Durchdringung des Versi-
cherungsvertragsrechts schwerlich zu bewerkstelligen. Aus den gewonnenen 
Erkenntnissen sollen vielmehr Leitlinien und Prinzipien, die zugleich als 
Argumentationstopoi in der versicherungsvertraglichen Dogmatik fungieren 
können, herausgearbeitet werden. 

In einem ersten Schritt widmet sich die Arbeit daher den historischen, ver-
fassungsrechtlichen und rechtsvergleichenden Rahmenbedingungen (Kapitel 
2). Eine umfangreiche rechtshistorische Rezeption des Äquivalenzbegriffes, 
spezifisch bezogen auf die Entwicklung der Privatversicherung in Europa, 
bildet das theoretische Fundament für die Frage, inwieweit es sich bei der 
Risikoproportionalität um ein essentialium assecurationis handelt. Die Unter-
suchung ist dabei europäisch-rechtsgeschichtlich ausgelegt, konzentriert sich 
im Schwerpunkt jedoch auf die jüngere Privatrechtsgeschichte Mitteleuropas. 
Einen weiteren Eckpfeiler der Untersuchung bildet eine Genese des verfas-
sungsrechtlichen Schutzes des versicherungstechnischen Äquivalenzprinzips. 
Insbesondere bei der Lebens- und Krankenversicherung und damit korrelie-
render, legislatorischer Eingriffe in das Privatversicherungsrecht hatte sich 
das Bundesverfassungsgericht mehrfach mit der Bedeutung des Äquivalenz-
prinzips beschäftigt. Die Validierung der dogmatischen Grundzüge erfolgt 
schließlich im Rahmen einer rechtsvergleichenden Bestandaufnahme am 
Beispiel der Rechtsordnungen der Vereinigten Staaten von Amerika und des 
Vereinigten Königreichs17. Dabei kann gezeigt werden, dass es sich beim 

                                                           
16 Der GDV (Statistisches Taschenbuch S. 1) geht für das Jahr 2017 von einer Gesamt-

beitragssumme i.H.v. 197,99 Mrd. € in der Erstversicherung und für das Jahr 2016 von 
einer Beitragssumme i.H.v. 49,8 Mrd. € in der Rückversicherung aus. 

17 Beide Länder bieten sich für eine rechtsvergleichende Untersuchung an: Das Verei-
nigte Königreich gilt als ‚Mutterland‘ des modernen Versicherungsrechts und dient damit 
als Vorbild für eine Vielzahl von Rechtsordnungen. Die Vereinigten Staaten beherbergen 
den bedeutendsten Versicherungsmarkt weltweit und haben insbesondere mit Blick auf die 
Weiterentwicklung des ‚Rechtsprodukts‘ Versicherung erheblichen Einfluss auf die Asse-
kuranz. 
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Äquivalenzprinzip nicht nur um ein Spezifikum der deutschen Versicherungs-
wissenschaft handelt. 

Auf diesen theoretischen Prämissen aufbauend kann eine eigenständige 
Definition der Risikoäquivalenz als Ausprägungsform der aleatorischen Ver-
sicherungsvertragsstruktur entwickelt werden (Kapitel 3). Einen ersten Zu-
griff bietet eine Darstellung über die Bedeutung und Reichweite vertraglicher 
Äquivalenz als Strukturprinzip des (allgemeinen) Privatrechts. Sodann erfolgt 
eine nähere Untersuchung des im Privatversicherungsrecht bemühten Äquiva-
lenzverständnisses, wobei auf die Deutungsvarianz sowie die Geltungserstre-
ckung dieser Begrifflichkeit besonderes Augenmerk gelegt werden soll. An-
schließend kann die äquivalenzbezogene Funktionalität des Risikotransfer-
modells der Privatversicherung und der daraus resultierende, strukturelle 
Aufbau der Versicherungsprämie entfaltet werden. Der erste Hauptteil endet 
mit einer wirtschaftlichen Untersuchung über die Bedeutung versicherungs-
vertraglicher Äquivalenz. Der Einschluss dieser Nachbardisziplin ermöglicht 
es, die gesellschaftliche Bedeutung risikoorientierter Prämiensysteme zu 
erschließen und dessen Einfluss auf die Bewältigung von Informationsasym-
metrien auf Versicherungsmärkten zu erklären. 

Das zweite Hauptstück der Arbeit bildet die systematisierende Darstellung 
der Konstituierung vertraglicher Äquivalenz im Individualvertrag. Das vorab 
gefundene, dogmatische Fundament vertraglicher Austauschgerechtigkeit 
muss mit anderen Strukturprinzipien des Privatversicherungsrechts in Ein-
klang gebracht werden (Kapitel 4). Insbesondere das Prinzip der Gefahren-
gemeinschaft, die Pflicht des Versicherers zur Gleichbehandlung der Versi-
cherungsnehmer und die Existenz eines versicherungsrechtlichen Bereiche-
rungsverbotes scheinen dazu in einem Spannungsverhältnis zu stehen. Dabei 
soll auch der Frage nachgegangen werden, ob es sich beim Äquivalenzprinzip 
um ein konstitutives Element der modernen Versicherung handelt oder durch 
die Technik der Risikostreuung auch bei unwägbaren Risikosituationen am 
Markt nachgefragte, annähernd risikoproportionale Prämien erhoben werden 
können. Exemplarisch kann die Bedeutung der Risikoäquivalenz anhand der 
Versicherbarkeit von Terror-, Pharma- und Elementarrisiken sowie von 
Kunstwerken dargestellt werden.  

Als (partieller) Komplementärbegriff zur Risikoäquivalenz kommt der Ri-
sikoklassifikation und -diversifikation von Einzelrisiken eine besondere Be-
deutung zu. Insofern sind die (produktionsbezogenen) Anforderungen der 
Risikoäquivalenz an die Prämienkalkulation näher zu konkretisieren (Kapitel 
5). Besonderes Augenmerk verdient die äquivalenzorientierte Risikomessung 
durch den Versicherer; insofern können aus den bereits gefundenen Ergebnis-
sen die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine konsistente Risikomessung 
erarbeitet werden. Das Kapitel schließt mit der seit Jahrzehnten umstrittenen 
Frage, ob den Versicherer eine Optimierungspflicht bei der Tarifgestaltung 
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dergestalt trifft, Individualrisiko und Prämienniveau in ein möglichst äquiva-
lentes Verhältnis zu setzen. 

Herzstück der Dissertation bildet eine Untersuchung der rechtlichen Gren-
zen der Risikoklassifikation im Individualvertrag (Kapitel 6). Die gefundenen 
Legitimationsmaßstäbe zur Risikoklassifikation machen eine dezidierte ver-
fassungs- und europarechtliche Untersuchung notwendig, die an geeigneten 
Punkten um rechtsvergleichende Aspekte erweitert wird. Neben der Verwen-
dung gänzlich unzulässiger oder gleichheitswidriger Risikomerkmale wird in 
diesem Zusammenhang auch der Bedeutung der statistischen Diskriminierung 
als privatversicherungsrechtliches Spezifikum nachgegangen. Bei den sozial-
politisch motivierten Durchbrechungen des individuellen Äquivalenzprinzips 
– vorwiegend in der privaten Kranken- und Pflegeversicherung – kommt das 
Spannungsverhältnis zwischen individualistischen und kollektivistischen 
Begründungsansätzen im Versicherungsrecht dabei besonders zur Geltung. 

Während sich der zweite Teil der Arbeit mit der anfänglichen Konstituie-
rung des Äquivalenzprinzips befasst, steht der dritte Hauptteil im Zeichen der 
Restitution der funktionalen Äquivalenzbeziehung im laufenden Vertrag. 
Kapitel 7 widmet sich der Restitution des Äquivalenzprinzips im Lebenszyk-
lus eines Individualvertrags. Inhaltlicher Schwerpunkt bildet die Systemati-
sierung der gesetzlichen und vertraglichen Remedien des Versicherers zur 
individuellen oder kollektiven Anpassung eines gestörten Äquivalenzverhält-
nisses. Besonderes Augenmerk verdient dabei eine risikobezogene Analyse 
der Rechtsfolgen bei einer vorvertraglichen Anzeigepflichtverletzung gem. 
§ 19 VVG, der Anpassung des vertraglichen Austauschverhältnisses bei einer 
Veränderung des individuellen Gefahrzustandes sowie der Bedeutung der 
Erfahrungstarifierung und der Beitragsrückerstattung, welche jeweils Aus-
druck der besonderen Konnexität der Leistungspflichten im Versicherungs-
vertrag sind. Auf eine umfassende Untersuchung des Obliegenheitenrechts 
musste dagegen – abgesehen von §§ 19 ff. VVG – aus Platzgründen verzich-
tet werden. 

Korrelierend dazu wird die Anpassung des vertraglichen Austauschver-
hältnisses bei der Veränderung des kollektiven Gefahrzustandes analysiert. 
Hauptuntersuchungsgegenstand bildet die Zulässigkeit vertraglicher und 
gesetzlicher Prämien- und Bedingungsanpassungsklauseln als weiteres In-
strument zur Erhaltung des funktionalen Austauschverhältnisses, welche sich 
besonders gut für eine risikoorientierte Analyse der dogmatischen Grundla-
gen des Versicherungsvertrags eignen. Dem Lebenszyklus der Versicherung 
folgend bedarf auch die Äquivalenzerhaltung im Zuge der (vorzeitigen) Be-
endigung des Versicherungsvertrags einer näheren Untersuchung (Kapitel 8). 
Besonderes Augenmerk muss hierbei auf den Äquivalenzbegriff im Rückge-
währschuldverhältnis und im Rahmen der bereicherungsrechtlichen Rückab-
wicklung gelegt werden.  
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Den Schluss der Dissertation bildet eine Untersuchung der Justiziabilität 
des Äquivalenzverhältnisses (Kapitel 9). Insofern kann ein Bogen geschlagen 
werden zu den anfangs dargelegten Prämissen, wonach die Äquivalenz ver-
traglicher Leistungspflichten im Grundsatz einer rechtlichen Prüfung entzo-
gen ist. Die Möglichkeiten rechtlicher Kontrolle sind dabei zweigleisig aus-
gestaltet. Mit primärem Fokus auf den Individualvertrag ist einerseits die 
Bedeutung der Zivilgerichtsbarkeit im Rahmen allgemeiner rechtlicher Kon-
trollmaßstäbe und am Maßstab der Justiziabilität allgemeiner Versicherungs-
bedingungen zu untersuchen. Andererseits erfährt das materielle Versiche-
rungsvertragsrecht eine intensive Überformung durch das Aufsichtsrecht, 
dessen Rolle und Bedeutung für das Äquivalenzprinzip unter die Lupe ge-
nommen werden wird. Eine Zusammenfassung der gefundenen Ergebnisse 
schließt die Untersuchung ab. 
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sche 91–94 
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Schadensverlauf, individueller 303–305 
Schwankungsrückstellung 93 
Sexuelle Identität 234–237 
–  Rechtsvergleich/USA 236 
–  Rechtsvergleich/vereinigtes König-

reich 237 
Sicherheitszuschlag 85 f., 137 f. 
Sittenwidrigkeit 380–383 
Spartentrennung 78–80 
Staatsangehörigkeit 216–221 
–  Rechtsvergleich/USA 220 
–  Rechtsvergleich/Vereinigtes König-

reich 220 f. 
Statistiken 155–159 
–  kartellrechtliche Zulässigkeit 157–

159 
Statistische Diskriminierung 245–247 
Sterbetafeln 16–18 
Symmetriegebot 266–269, 287, 298–

300, 318, 326–328, 335, 337 
 
Tarifierung 
–  rechtliche Kontrolle 164–166 
–  versicherungsmathematische Vorga-

ben 164–166 
~sentscheidung 159 f. 
Terrorrisiken 146 f. 
 
Überschussbeteiligung 347–355, 404 f. 
–  Krankenversicherung 353–355 
–  Lebensversicherung 349–353 
Überschüsse, erwirtschaftete 350–352 
Überversicherung 299–301 
Unterversicherung 301 f. 
USA 
–  Diskriminierungsschutz 52–54 
–  rechtsvergleichende Bewertung 48–

55 

Verbandswesen 26 f. 
Vereinigtes Königreich 55–59 
Versichertes Interesse 302 f. 
Versicherungsaufsicht 
–  einzelne Mißstände 404–406 
–  Individualschutz 400–403 
–  Rechtsfolgenregime 406 
–  Zwecke 398–400 
Versicherungsmathematik 75–77, 81 f. 
Versicherungsmathematische Grundsät-

ze 164 f. 
–  Rechtsfolgen bei Verstoß 166–168 
–  Rechtsqualität 166 
Versicherungsprämie 87 f. 
Versicherungsschutz, faktischer 369 f. 
Versicherungsverein auf Gegenseitig-

keit 120 f. 
Versicherungsverhältnis, fehlerhaftes 

373–377 
Vertragsgerechtigkeit 62–65 
– relative ~ 72 f. 
Vorerkrankung 238–242 
–  Rechtsvergleich/USA 240 f. 
–  Rechtsvergleich/Vereinigtes König-

reich 241 f. 
 
Widerruf 364–366 
Widerspruchsrecht 370–372 
 
Zünfte 13–15 
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